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Änderungsantrag von Urszula Krupa

Änderungsantrag 9
Erwägung 3

(3) Katastrophen oder Krisensituationen 
größeren Ausmaßes können die Folge von 
natürlichen, industriellen und 
technologischen Vorkommnissen 
einschließlich Meeresverschmutzung und 
radiologischer Bedrohung sowie von 
Krisensituationen im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit, insbesondere bei 
offiziell festgestellten Grippepandemien, 
und von terroristischen Akten sein. Über die 
vorhandenen Instrumente zur Förderung des 
wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalts können Maßnahmen zur 
Risikoprävention und die Wiederherstellung 
von beschädigten Infrastrukturen finanziert 
werden. Der mit der Verordnung (EG) Nr. 
2012/2002 des Rates errichtete 

(3) Katastrophen oder Krisensituationen 
größeren Ausmaßes können die Folge von 
natürlichen, industriellen und 
technologischen Vorkommnissen 
einschließlich Meeresverschmutzung und 
radiologischer Bedrohung sowie von 
Krisensituationen im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit, insbesondere bei 
offiziell festgestellten Grippepandemien, 
und von terroristischen Akten sein. Über die 
vorhandenen Instrumente zur Förderung des 
wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalts können Maßnahmen zur 
Risikoprävention und die Wiederherstellung 
von beschädigten Infrastrukturen finanziert 
werden. Der mit der Verordnung (EG) Nr. 
2012/2002 des Rates errichtete 
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Solidaritätsfonds der Europäischen Union 
ermöglicht es der Gemeinschaft, zur 
Mobilisierung der für die unmittelbaren 
Bedürfnisse der Menschen bestimmten 
Hilfsdienste sowie zum kurzfristigen 
Wiederaufbau zerstörter 
Schlüsselinfrastrukturen beizutragen, damit 
die Wirtschaftstätigkeit in den von der 
Katastrophe betroffenen Regionen wieder 
aufgenommen werden kann. Der 
Anwendungsbereich dieses Fonds ist jedoch 
vor allem auf Naturkatastrophen begrenzt. 
Es sollte vorgesehen werden, dass die 
Gemeinschaft auch in Krisensituationen mit 
nicht natürlichem Ursprung tätig werden 
kann.

Solidaritätsfonds der Europäischen Union 
ermöglicht es der Gemeinschaft, zur 
Mobilisierung der für die unmittelbaren 
Bedürfnisse der Menschen bestimmten 
Hilfsdienste und medizinischen Dienste 
sowie zum kurzfristigen Wiederaufbau 
zerstörter Schlüsselinfrastrukturen 
beizutragen, damit die Wirtschaftstätigkeit 
in den von der Katastrophe betroffenen 
Regionen wieder aufgenommen werden 
kann. Der Anwendungsbereich dieses Fonds 
ist jedoch vor allem auf Naturkatastrophen 
begrenzt. Es sollte vorgesehen werden, dass 
die Gemeinschaft auch in Krisensituationen 
mit nicht natürlichem Ursprung tätig werden 
kann.

Or. pl

Begründung

Bei einer Naturkatastrophe oder einem terroristischen Anschlag führen erfolgreiche 
Rettungsmaßnahmen nicht zum erwarteten Ergebnis, wenn nicht auch medizinische Dienste 
mobilisiert werden. Die Verfügbarkeit einer entsprechenden medizinischen Infrastruktur, wie  
z.B. Krankenhäuser und Einrichtungen  zur medizinischen Notversorgung sowie die 
Bereithaltung von Impfstoffen, Verbänden oder Arzneimitteln in ausreichenden Mengen, ist 
nach einer Katastrophe größeren Ausmaßes integraler Bestandteil aller Maßnahmen.

Änderungsantrag von Antonios Trakatellis

Änderungsantrag 10
Erwägung 3 a (neu)

Erwägung 3a
(3a) Der Fonds sollte auch die 
Unterstützung bei drohenden Gefahren für 
die öffentliche Gesundheit, die 
grenzüberschreitende Auswirkungen auf 
andere Mitgliedstaaten haben können, 
decken.

Or. el



AM\600013DE.doc PE 368.042v01-00 3/10 AM\

DE

Änderungsantrag von Urszula Krupa

Änderungsantrag 11
Erwägung 5

(5) Entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip 
sollte die Tätigkeit im Rahmen dieser 
Verordnung auf Katastrophen größeren 
Ausmaßes begrenzt werden. Diese sollten in 
Abhängigkeit von dem jeweiligen Bereich 
definiert werden. Allerdings sollte auch ein 
bestimmtes Maß an politischem Ermessen 
zugestanden werden, damit auf 
Vorkommnisse reagiert werden kann, deren 
Folgen zwar besonders gravierend sind, 
jedoch aufgrund ihrer Art nicht allein 
anhand des materiellen Schadens bewertet 
werden können wie z.B. im Fall von 
Krisensituationen im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit oder bei 
terroristischen Akten. Die besondere 
Situation von abgelegenen oder isolierten 
Gebieten, wie die Inseln und die Gebiete in 
äußerster Randlage wird berücksichtigt.

(5) Entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip 
sollte die Tätigkeit im Rahmen dieser 
Verordnung auf Katastrophen größeren 
Ausmaßes begrenzt werden. Diese sollten in 
Abhängigkeit von dem jeweiligen Bereich 
definiert werden. Allerdings sollte auch ein 
bestimmtes Maß an politischem Ermessen 
zugestanden werden, damit auf 
außergewöhnliche Vorkommnisse reagiert 
werden kann, deren Folgen zwar besonders 
gravierend sind, jedoch aufgrund ihrer Art 
nicht allein anhand des materiellen Schadens 
bewertet werden können wie z.B. im Fall 
von Krisensituationen im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit oder bei 
terroristischen Akten. Die besondere 
Situation von abgelegenen oder isolierten 
Gebieten, wie die Inseln und die Gebiete in 
äußerster Randlage wird berücksichtigt.

Or. pl

Begründung

Bei Katastrophen größeren Ausmaßes handelt es sich immer um außergewöhnliche 
Vorkommnisse.

Änderungsantrag von Thomas Ulmer

Änderungsantrag 12
Erwägung 6 

(6) Katastrophen größeren Ausmaßes - vor 
allem aber solche natürlichen Ursprungs -
betreffen häufig mehr als ein Land. Wurde 
ein förderfähiger Staat von einer 
Katastrophe größeren Ausmaßes 
heimgesucht, so sollte auch einem von 
derselben Katastrophe betroffenen 
Nachbarstaat Unterstützung gewährt werden.

(6) Katastrophen größeren Ausmaßes - vor 
allem aber solche natürlichen Ursprungs -
betreffen häufig mehr als ein Land. Wurde 
ein förderfähiger Staat von einer 
Katastrophe größeren Ausmaßes 
heimgesucht, so sollte, nach sorgfältiger 
Prüfung, auch einem von derselben 
Katastrophe betroffenen Nachbarstaat 
Unterstützung gewährt werden.
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Or. de

Begründung

Bei der Unterstützung von Drittstaaten sollten gewisse Hürden errichtet werden.

Änderungsantrag von Urszula Krupa

Änderungsantrag 13
Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b

b) Industrie- und Technologiekatastrophen; b) Industrie- , Verkehrs- und 
Technologiekatastrophen

Or. pl

Begründung

Am 24. März 1989 lief der Supertanker „Exxon Valdez“ vor der Küste Alaskas auf einen 
Felsen auf und sank. Bei dieser Katastrophe traten 50 Millionen Liter Rohöl ins Meer aus, 
und es bildete sich ein Ölteppich mit einer Oberfläche von 1300 km2. Dadurch verendeten 
eine große Anzahl Fische, 30000 Vögel sowie tausende Robben und andere Meeressäuger. Es 
wurden über 3800 km Küstenlinie verunreinigt, deren Säuberung drei Jahre dauerte und über 
zwei Milliarden Dollar kostete. Mitte Juli 1991 sank die „Vapam“, die giftige Pestizide 
geladen hatte. Die Chemikalien gelangten in den Fluss Sacramento, was zum Tod von 100000 
Regenbogenforellen führte. Außerdem wurde der größte See Kaliforniens stark verunreinigt. 
Obwohl die Bevölkerung aus den Uferregionen evakuiert wurde, wurden 200 Personen durch 
ausgetretene Dämpfe vergiftet.  Diese Katastrophen hatten so weit reichende Folgen, dass sie 
nicht zu den Industrie- oder Technologiekatastrophen gezählt werden können. Deshalb 
müssen  Verkehrskatastrophen zusätzlich aufgeführt werden.

Änderungsantrag von Carl Schlyter

Änderungsantrag 14
Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b

b) Industrie- und Technologiekatastrophen; b) Industrie- und Technologiekatastrophen,
falls nicht durch zivilrechtliche Haftung 
gedeckt;

Or. en

Begründung

Bei Industrie- und Technologiekatastrophen sollte klargestellt werden, dass die 
verantwortliche Partei für die Schäden haftbar ist.
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Änderungsantrag von Carl Schlyter

Änderungsantrag 15
Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe d

d) terroristischen Akten. entfällt

Or. en

Begründung

Terroristische Akte können nicht mit Naturkatastrophen verglichen werden, sie haben andere 
Gründe, folgen einer anderen Logik und sollten anders behandelt werden.

Änderungsantrag von Urszula Krupa

Änderungsantrag 16
Artikel 2

Als „Katastrophe größeren Ausmaßes“ im 
Sinne dieser Verordnung gilt eine 
Katastrophe, die in mindestens einem der 
förderfähigen Staaten direkte Schäden 
verursacht, die auf über 1 Mrd. EUR (zu 
Preisen von 2007) oder mehr als 0,5 % des 
Bruttoinlandsprodukts des betreffenden 
Staates geschätzt werden.

Als „Katastrophe größeren Ausmaßes“ im 
Sinne dieser Verordnung gilt eine 
Katastrophe, die in mindestens einem der 
förderfähigen Staaten, d.h. in seinen 
Hoheitsgewässern, seinem Luftraum oder 
seinem Hoheitsgebiet, direkte Schäden 
verursacht, die auf über 1 Mrd. EUR (zu 
Preisen von 2007) oder mehr als 0,5 % des 
Bruttoinlandsprodukts des betreffenden 
Staates geschätzt werden.

Auch in Fällen, in denen diese quantitativen 
Kriterien nicht erfüllt sind, kann die 
Kommission bei Vorliegen von 
außergewöhnlichen und hinreichend 
begründeten Umständen feststellen, dass im 
Hoheitsgebiet eines förderfähigen Staates 
eine Katastrophe größeren Ausmaßes 
eingetreten ist.

Auch in Fällen, in denen diese quantitativen 
Kriterien nicht erfüllt sind, kann die 
Kommission bei Vorliegen von 
außergewöhnlichen und hinreichend 
begründeten Umständen feststellen, dass im 
Hoheitsgebiet, in den Hoheitsgewässern 
oder im Luftraum eines förderfähigen 
Staates eine Katastrophe größeren Ausmaßes 
eingetreten ist.

Or. pl

Begründung

Siehe Begründung zum Änderungsantrag 1.
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Änderungsantrag von Thomas Ulmer

Änderungsantrag 17
Artikel 2 Unterabsatz 1

Als "Katastrophe größeren Ausmaßes" im 
Sinne dieser Verordnung gilt eine 
Katastrophe, die in mindestens einem der 
förderfähigen Staaten direkte Schäden 
verursacht, die auf über 1 Mrd. EUR (zu 
Preisen von 2007) oder mehr als 0,5% des 
Bruttoinlandsprodukts des betreffenden 
Staates geschätzt werden.

Als "Katastrophe größeren Ausmaßes" im 
Sinne dieser Verordnung gilt eine 
Katastrophe, die in mindestens einem der 
förderfähigen Staaten direkte Schäden 
verursacht, die auf über 3 Mrd. EUR (zu 
Preisen von 2007) oder mehr als 0,6% des 
Bruttoinlandsprodukts des betreffenden 
Staates geschätzt werden.

Or. de

Begründung

Die alten Schwellenwerte müssen beibehalten werden, ansonsten wird der Solidaritätsfonds
zu häufig in Anspruch genommen.

Änderungsantrag von Dimitrios Papadimoulis

Änderungsantrag 18
Artikel 2 Unterabsatz 2 a (neu)

Besondere Aufmerksamkeit sollte Regionen 
in äußerster Randlage, abgelegenen 
Regionen, Inselgebieten sowie dünn 
besiedelten Regionen gewidmet werden. 

Or. en

Begründung

Abgelegene Regionen und Inselregionen leiden utner ungünstigen natürlichen Bedingungen 
und sind stärker natürlichen Risiken ausgesetzt. Sie erfordern daher mehr Aufmerksamkeit im 
Rahmen der einzelnen Gemeinschaftsinstrumente.

Änderungsantrag von Urszula Krupa

Änderungsantrag 19
Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 1

(1) Auf Antrag eines förderfähigen Staates (1) Auf Antrag eines förderfähigen Staates 
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kann die Kommission aus dem Fonds eine 
finanzielle Unterstützung in Form eines 
Zuschusses gewähren, wenn in dem Gebiet 
dieses Staates eine Katastrophe größeren 
Ausmaßes eingetreten ist.

kann die Kommission aus dem Fonds eine 
finanzielle Unterstützung in Form eines 
Zuschusses gewähren, wenn in dem Gebiet, 
in den Hoheitsgewässern oder im Luftraum 
dieses Staates eine Katastrophe größeren 
Ausmaßes eingetreten ist.

Or. pl

Begründung

Siehe Begründung zum Änderungsantrag. 

Änderungsantrag von Antonios Trakatellis

Änderungsantrag 20
Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 2 a (neu)

Auf Antrag eines förderfähigen Staates 
kann die Kommission aus dem Fonds eine 
finanzielle Unterstützung in Form eines 
Zuschusses oder einer Beihilfe gewähren, 
wenn auf dem Gebiet des genannten 
Staates eine Gefahr für die öffentliche 
Gesundheit droht, die grenzüberschreitende 
Auswirkungen auf andere Mitgliedstaaten 
haben kann.

Or. el

Begründung

Es muss ausdrücklich Vorsorge getroffen werden für eine Unterstützung und Beihilfe bei 
Gefahren für die öffentliche Gesundheit, die grenzüberschreitende Auswirkungen auf andere 
Mitgliedstaaten haben können, wie z.B. im Fall  von Epidemien oder einer Grippe-Pandemie.

Änderungsantrag von Urszula Krupa

Änderungsantrag 21
Artikel 4 Buchstabe a

a) wesentliche Sofortmaßnahmen zum 
unverzüglichen Wiederaufbau zerstörter 
Infrastrukturen und Ausrüstungen in den 
Bereichen Energieversorgung, 
Wasser/Abwasser, Telekommunikation, 

a) wesentliche Sofortmaßnahmen zum 
unverzüglichen Wiederaufbau zerstörter 
Infrastrukturen und Ausrüstungen in den 
Bereichen Energieversorgung, 
Wasser/Abwasser, Telekommunikation, 
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Verkehr, Gesundheit und Bildung; Verkehr, Gesundheit und Bildung sowie 
öffentliche Verwaltung;

Or. pl

Begründung

Die Wiederherstellung der öffentlichen Verwaltung ist während oder nach einer Katastrophe 
eine notwendige Bedingung für die Stabilisierung der Lage. Die Maßnahmen der lokalen 
Behörden zielen in erster Linie auf eine Begrenzung des Ausmaßes der Katastrophe ab. Sie 
arbeiten gleichermaßen eng mit dem Krisenstab zusammen.

Änderungsantrag von Antonios Trakatellis

Änderungsantrag 22
Artikel 4 Buchstabe b

b) unverzügliche medizinische 
Unterstützung und Maßnahmen zum Schutz 
der Bevölkerung gegen drohende 
gesundheitliche Gefahren, einschließlich der 
Kosten der während einer Notsituation 
verwendeten Vakzine, Arzneimittel, 
Medizinprodukte und medizinischen 
Ausrüstungen und Infrastrukturen;

b) unverzügliche und/oder vorbeugende 
medizinische Unterstützung und 
Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung 
gegen drohende gesundheitliche Gefahren, 
einschließlich der Kosten der während einer 
Notsituation verwendeten Vakzine, 
Arzneimittel, Medizinprodukte und 
medizinischen Ausrüstungen und 
Infrastrukturen;

Or. el

Begründung

Die medizinische Unterstützung kann unverzüglich oder vorbeugend erfolgen, so z.B. bei 
Epidemien oder einer Grippe-Pandemie. Ferner muss die Unterstützung und Beihilfe auch bei 
Gefahren für die öffentliche Gesundheit gewährt werden, die grenzüberschreitende 
Auswirkungen auf andere Mitgliedstaaten haben. Dadurch wird ein Mehrwert für die 
Maßnahmen und Politiken der Union geschaffen.

Änderungsantrag von Urszula Krupa

Änderungsantrag 23
Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a

a) durch die Katastrophe verursachter 
Schaden und dessen Auswirkungen auf die 
betroffene Bevölkerung und Wirtschaft;

a) durch die Katastrophe verursachter 
Schaden und dessen Auswirkungen auf die 
betroffene Bevölkerung, Umwelt und 
Wirtschaft sowie Objekte des kulturellen 
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Erbes und Ökosysteme, die wegen ihrer 
Biodiversität von besonderer Bedeutung 
sind;

Or. pl

Begründung

Bei Verkehrskatastrophen kommen nicht nur Menschen ums Leben, sondern wird auch die 
Umwelt in hohem Maße geschädigt.

Bei Terroranschlägen gegen Objekte mit besonderer kultureller Bedeutung  für Europa, wie 
z.B. den Louvre, das Kolosseum oder das British Museum, und die dadurch verursachten 
Schäden (entsprechend der bisherigen Regelungen) können keine Mittel aus dem 
Solidaritätsfonds der Europäischen Union bei der Kommission beantragt werden.  
Naturkatastrophen, die sich über große Gebiete erstrecken, zerstören zahlreiche wertvolle 
Ökosysteme, in denen Menschen leben und arbeiten.  So ging z.B. die Dürre, die im Sommer 
2005 Portugal und teilweise Spanien heimgesucht hat, mit Waldbränden einher, die nur 
schwer gelöscht werden konnten. Diese führten nicht zu Schäden für Menschen und 
Wirtschaft, sondern hatten in erster Linie schädliche Auswirkungen auf die Artenvielfalt in 
Europa. Auch weit reichende Überschwemmungen, z.B. im Donaudelta, können zur 
vollständigen Zerstörung von Schutzgebieten (Nist- und Brutstätten von Vögeln)  führen.

Änderungsantrag von Thomas Ulmer

Änderungsantrag 24
Artikel 6 Absatz 2 a (neu)

2a. Der Vorbehalt der Rückforderung muss 
explizit erwähnt werden.

Or. de

Begründung

Es muss klar sein, dass, wenn ein späteres Gutachten die Förderfähigkeit nicht nachweist, die 
Soforthilfe zurückbezahlt werden muss.

Änderungsantrag von Dimitrios Papadimoulis

Änderungsantrag 25
Artikel 17 Absatz 4

(4) Etwaige rechtsgrundlos erhaltene und 
wiedereinzuziehende Beträge werden an die 
Kommission zurückgezahlt. Auf Beträge, 

(4) Etwaige rechtsgrundlos erhaltene oder 
wiedereinzuziehende Beträge werden von 
einem Dritten an die Kommission 
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die nicht im Einklang mit der 
Haushaltsordnung zurückgezahlt werden, 
können Verzugszinsen erhoben werden.

zurückgezahlt. Auf Beträge, die nicht im 
Einklang mit der Haushaltsordnung 
zurückgezahlt werden, können 
Verzugszinsen erhoben werden.

Or. en

Begründung

Falls die Kosten für Schadensersatz später von einem Dritten übernommen werden, soll die 
Kommission von dem begünstigen Staat fordern, dass er einen entsprechenden Betrag des 
Darlehens zurückzahlt. Das Verursacherprinzip erfordert, dass ein Betreiber für das Ausmaß 
des von ihm verursachten Schadens zur Verantwortung gezogen wird.


